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Schriftliche Stellungnahme
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zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 3. Mai 2010 
zum Bericht der Bundesregierung über die Lage behinderter Menschen und 
die Entwicklung ihrer Teilhabe - Drucksache 16/13829 -
Vorbemerkungen:

Der Bericht der Bundesregierung vom 17. Juli 2009  Drucksache 16/13829 fällt durch seine große und beeindruckende Vielfalt der Themen und Inhalte auf. Wenn der Bericht die Bürgerinnen und Bürger erreichte, würde er für viele ein besonderes Erlebnis der großen Zahl erreichter Erfolge und der Fülle eingetretener Veränderungen für Menschen mit Behinderungen sein. 

Wenige wissen, wie differenziert die Hilfen und wie unterschiedlich die Lebenssituationen der Menschen mit Behinderung in der Wirklichkeit geworden sind. Aber genauso gilt, wenige nehmen den Unterschied, der zwischen den Lebenslagen der Menschen mit Behinderungen durch das Hilfesystem eingebaut wurde, zur Kenntnis. Der Bericht trägt nicht dazu bei, diese Kluft aufzudecken.

Der Bericht behandelt die für die Zukunft zentralen Themen wie Barrierefreiheit, die UN-Konvention und den weniger bekannten Aktionsplan der Europäischen Kommission mit einer Fülle von wichtigen Hinweisen und nennt die damit verbundenen Zielsetzungen.

8 Millionen Menschen, zehn Prozent, leben in der Bundesrepublik mit der anerkannten Eigenschaft „schwerbehindert“. Sie scheinen in der erfolgreichen Anwendung gesetzlicher Möglichkeiten zu beweisen, dass die Gesellschaft die Menschen mit Behinderungen voll aufgenommen hat. Sie leben fast alle mitten in der Gesellschaft. Ihr Alltag ist inklusiv.

Die besonders Betroffenen:

Das Problem fehlender Inklusion, bestehende Ausgrenzung ist für Menschen, die – um eine Gruppe mit ganz anderen Problemstellungen zu nennen - zum Beispiel im öffentlichen Dienst beschäftigt sind, kaum ein Problem. Der Abschnitt 5.4.5. Beschäftigung schwerbehinderter Menschen beim Bund (Seite 35 des Berichts) umfasst eine andere Realität als sie für die gilt, die im Heim leben oder wie selbstverständlich vor den verschlossenen Türen des Arbeitsmarktes stehen.

Diesen Menschen muss zukünftig mehr Aufmerksamkeit gelten. Für sie gilt die Forderung der Teilhabe, Gleichstellung und Selbstbestimmung ganz anders und ganz konkret in Richtung Veränderung: Türen zum Arbeitsmarkt müssen sich öffnen. Heime müssen sich ändern. Es gelten die Zielsetzungen der Initiativen „Wohnen – wo ich will“ und „Daheim statt Heim“.

Die Situation der Menschen, die besonders Betroffene sind, genauer und bewusster zu erfassen und Veränderungen für sie zu fordern, wäre die Chance dieses Berichts gewesen. Diese Möglichkeit geht gewissermaßen in der Fülle der Ansätze unter.

Auf Seite 30 des Berichts liest man zu den dieser Gruppe von Menschen mit Behinderungen geltenden Ansätzen unter Anderem:

„2007 unterstützten die Integrationsfachdienste rund 89.800 (2005: 77.600) besonders betroffene schwerbehinderte Menschen. Bei 30.400 (2005: 26.500) genügte eine qualifizierte Beratung beziehungsweise eine kurzzeitige Intervention. Bei knapp 59.400 (2005: 51.000) – zwei Drittel der Klienten – war hingegen eine umfangreichere und längerfristige Begleitung erforderlich, um ein bestehendes Arbeitsverhältnis zu stabilisieren oder in ein neues zu vermitteln.“

Ein Großteil der Klientinnen und Klienten sind körperbehindert (35 Prozent), wie dort weiter ausgeführt wird, 26 Prozent sind psychisch behindert, 13 Prozent sind hörbehindert, und 12 Prozent sind Menschen mit Lernschwierigkeiten. Daneben haben 9 Prozent eine neurologisch bedingte Behinderung und rund 4 Prozent sind sehbehindert.

Nur 6635 schwerbehinderte Menschen, etwas mehr als 10 Prozent, wurden 2007 von Integrationsfachdiensten in Arbeit vermittelt. Es wird im Bericht nicht mitgeteilt, mit welchen Anteilen Menschen mit Körperbehinderung, psychischen Behinderungen, mit Lernschwierigkeiten, mit neurologisch bedingten Behinderungen, mit Hör- oder Sehbehinderungen vermittelt wurden. 

Ich habe Zweifel, ob es eine zuverlässige Übereinstimmung über die Priorität der Teilhabeansprüche gibt. Das Leichtere wird zuerst gelöst. Die schwierigen Aufgaben bleiben dagegen ungelöst.

Die großen Zahlen täuschen uns darüber hinweg, dass es nicht die Aufgabe ist, 10 Prozent der Menschen in der Bundesrepublik mit Leistungen zu versorgen. 8 Millionen Menschen haben eine Anerkennung als Schwerbehinderte mit einem Grad der Behinderung von mindestens 50 Prozent. Die Politik hat die ganze Breite erfasst. 

Wir können stolz darauf sein  und müssen uns gleichzeitig fragen, ob wir damit zufrieden sein können, dass wir bei einer inklusiven Situation für 7,5 Millionen Menschen rund 500.000 Menschen in den alten Strukturen belassen.

Diese Strukturen werden im Bericht undifferenziert „Hilfen zu selbstbestimmtem Leben in betreuten Wohnmöglichkeiten“ genannt, ein Euphemismus besonderer Art, der den Begriff Heim, aber nicht das Heim ersetzt. 226.000 leben in Wohnangeboten, die nicht differenziert werden. 

Rund 220.000 erhielten Leistungen nach SGB XII in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen. Nur rund 6.000 Menschen  erhalten Leistungen für die Teilhabe im Arbeitsleben in Integrationsprojekten (Seite 39).

Die Würde des Menschen in Frage gestellt

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 9. Feb. 2010 zum SGB II hat den Maßstab der Würde des Menschen („menschenwürdiges Existenzminimum“) hervorgehoben, den besonderen Hilfebedarf im Einzelfall anerkannt („unabweisbarer, laufender, nicht nur einmaliger besonderer Bedarf“) und das Problem der Gesetzesanwendung deutlich gemacht.

In der Gesetzesanwendung des SGB XII treten vergleichbare Probleme auf. Es sind die Probleme der Regelsatzverordnung nach SGB XII, die das Bundesverfassungsgericht behandelt hat, nicht so sehr wegen der Höhe der Regelsätze, als vielmehr wegen der zu pauschalen Anwendung.

Die Mängel der Anwendung weisen auf einen großen Qualifizierungsbedarf in den Sozialämtern hin. Das Gesetz findet in beunruhigender Weise keine dem Willen des Gesetzgerbers entsprechende Anwendung.

Die Verknüpfung verschiedener Rechtsvorschriften führt zu einer Kumulation negativer Wirkungen, nicht zur Verbesserung für die Betroffenen.

Die aktuelle Situation ist durch Überbürokratisierung und durch die Gesetzesanwendung, nicht durch die Gesetzgebung geprägt. Das ist der fachliche Standard.

Dazu ein Beispiel für die alltägliche Argumentation, die eine Betroffene erfährt:

Herr G.  fragte mich zunächst, ob es mir nicht ein gutes Gefühl gäbe, wenn ich mich an den Kosten selbst beteiligen würde. Schließlich seien die Kosten für meine Assistenz eine große Belastung für die Gesellschaft. Wenn jemand 100.000 € im Jahr an Unterstützung benötige, müsse sich derjenige auch nach Kräften an der Finanzierung beteiligen, das würde der Steuerzahler schließlich so erwarten. In meinem speziellen Fall musste er allerdings zugeben, dass mein Einkommen wirklich sehr gering ist und dass es einen großen bürokratischen Aufwand bedeutet dieses Einkommen immer wieder zu überprüfen. Anders sei dies jedoch bei größeren Einkommen und bei Vermögen. Dort sei es durchaus gewollt, dass die Betroffenen sich an den Kosten beteiligen. Vor dem Hintergrund der UN Konvention sei hierbei auch keine Änderung abzusehen, da diese unter dem Vorbehalt der Kostenneutralität unterzeichnet und ratifiziert worden sei.

Bei ambulanten Hilfen wirken sich die Bestimmungen des SGB XII zur Einkommensgrenze (§ 85), zum Einsatz des Einkommens über der Einkommensgrenze (§ 87)  und hinsichtlich des einzusetzenden Vermögens (§ 90) im Alltag so aus, dass diejenigen, die selbstbestimmt leben, regelmäßig schlechter gestellt sind als Menschen in Einrichtungen, in Werkstätten für behinderte Menschen oder in Förderkindergärten. 

Es gibt Menschen mit Behinderungen, die  sozusagen in Zweiter Klasse mitfahren müssen: Es sind all diejenigen, die für sich Teilhabe, Gleichstellung und Selbstbestimmung verwirklichen, aber im Klein-Klein des SGB XII und  SGB II (soweit die Anwendungen aufeinander Bezug nehmen) stecken bleiben.

Der Paradigmenwechsel in der Behindertenhilfe ist für die, die ihn leben wollen, „lebensgefährlich“. Sie leben im Risiko ständiger Heranziehung von Einkommen und Vermögen, obwohl es notwendig wäre, gerade ihnen die Freiheit der Selbstbestimmung der Gleichstellung und Teilhabe zu kommen zu lassen, wie es unsere gemeinsamen Verlautbarungen mindestens seit dem Europäischen Jahr der Menschen mit Behinderungen und spätestens seit 26. März 2009 durch die Ratifizierung der UN-Konvention verlangen.

Die Einkommensgrenze liegt in der kombinierten Anwendung von SGB II und XII beim Zweifachen des Eckregelsatzes und den zusätzlich berücksichtigten Kosten für Miete und Heizung. Menschen mit Behinderungen, die im 1. Arbeitsmarkt beschäftigt sind, haben keine Chance für ein selbstbestimmtes Leben. Sie arbeiten im Grunde meistens für nichts.

Das Problem der Gesetzesanwendung beginnt mit der Aufteilung der Zuständigkeiten beim Sozialhilfeträger. Die Frage der Heranziehung von Einkommen und Vermögen behandeln beim Örtlichen Träger der/die Sachbearbeiterin für die Hilfe zur Pflege und der /die Sachbearbeiterin für die Eingliederungshilfe nebeneinander. Während die Eingliederungshilfe den Zusammenhang der Leistungen zur Teilhabe nach SGB IX noch sieht,  behandelt die Hilfe zur Pflege den gleichen Antrag ausschließlich nach den Maßstäben, die für Menschen in einer ganz anderen Lebenssituation gelten, die zum Beispiel bei regelmäßigem Einkommen oder mit Vermögen in eine Pflegesituation kommen.

Die Einheitlichkeit und Eindeutigkeit des Verwaltungsverfahrens beim Leistungsträger Eingliederungshilfe muss das Ziel sein. Es gibt keinen Grund für einen Wechsel zwischen Verwaltungsverfahren für die gleiche Zielgruppe.

Deshalb muss gelten: Im Verwaltungsverfahren der Eingliederungshilfe bei ambulanten Hilfen muss es die gleichen Entscheidungsgrundlagen geben wie beim Besuch des Schulinternats behinderter Kinder und Jugendlicher  oder bei stationärer Hilfe. Dies ist aber nicht der Fall, wenn die Einzelprüfung von Teilleistungen nach Eingliederungshilfe oder nach den Vorgaben der Sozialhilfe (=Hilfe zum Lebensunterhalt) oder nach Hilfe zur Pflege - noch dazu jeweils unterschiedlich - erfolgt.

Zwischen ambulanten Leistungen und Leistungen aus den Angeboten der klassischen Einrichtungen besteht damit ein nicht hinzunehmender Unterschied hinsichtlich der Heranziehung zu den Kosten.

Im Persönlichen Budget wurde der Ausgleich bewusst angestrebt. Es sollte genau das vermieden werden, was jetzt immer passiert: Das Nachrechnen, die Verwaltungsorgie, eine besondere Art der nachgehenden Fürsorge, die ja auch kaum zu nennenswerten Effekten führt, außer zur Abschreckung vor Teilhabe, Gleichstellung und Selbstbestimmung. 

Schlussfolgerungen aus den Problemen der Verwaltungsverfahren:

Es muss über den nach meiner Meinung auffälligen Unterschied zwischen dem Willen des Gesetzgebers und dem des Gesetzesanwenders gesprochen werden. Die Eingliederungshilfe hat andere Ziele und Aufgaben als die Sozialhilfe in der Anwendung als Hilfe zum Lebensunterhalt. 

Die Reform der Eingliederungshilfe braucht eine besondere Aufmerksamkeit für die Mängel und Schwierigkeiten der Verwaltungsanwendung. Dabei sind nicht die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Sozialämtern zu kritisieren, sondern der Mangel an inhaltlicher Qualifizierung und an Gestaltungsauftrag, der ihnen bis jetzt versagt wird. Die Eingliederungshilfe braucht einen Qualifizierungsschub. Die Zusammenlegung von Sozial- und Jugendämtern, das heißt auch von Kompetenzen im Bereich de Sozialarbeit, der Sozialpädagogik und der guten Verwaltung könnte die Lösung sein. Die von der ASMK vorgeschlagene Zusammenlegung der Zuständigkeiten für Kinder und Jugendliche nach SGB VIII und XII sollte der Beginn der Reform der Inhalte und Methoden sein.

Die Praxis der Ämter muss dringend verbessert werden. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen qualifiziert werden. Dann könnten sie auch das Persönliche Budget besser und qualifizierter einsetzen und kämen nicht zu den von ihnen prognostizierten und grundlos befürchteten Kostensteigerungen bei Gewährung von Persönlichen Budgets.

Die Qualifizierung muss im Übrigen kein Auftrag des Gesetzgebers werden, der Konnexität auslöste. Die zuständigen Stellen müssen ihr Problem lösen. Erfreulich, dass sich jetzt die von der ASMK  eingerichteten Arbeitsgruppen mit Teilschritten der Qualifizierung, z. B. dem Teilhabeplan, befassen.

In der Broschüre des Netzwerks Gleichstellung und Selbstbestimmung in Rheinland-Pfalz „Was muss anders werden, damit alle Menschen mit Behinderung gute Unterstützung bekommen?“ heißt es dazu:

„Darum fordern wir: Die Mitarbeiter im Amt müssen alle über die Unterstützung für Menschen mit Behinderung lernen. Und sie müssen lernen, wie man Menschen mit Behinderung beraten kann.“

Die Schlüsselrolle des Persönlichen Budgets:

Von exemplarischer Bedeutung für die Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe ist die Einführung des Persönlichen Budgets. Das Persönliche Budget (der Unterschied zu Integriertem und Trägerübergreifendem Budget  ist hier unerheblich) enthält alle Dimensionen der Teilhabe, Selbstbestimmung und damit auch der Gleichstellung. Die Merkmale kennzeichnen die innovative Wirkung:

Die Einführung der Persönlichen Budgets ist ohne Beratung nicht möglich. 

Die bisher in stationären Einrichtungen eingesetzten Profis haben hier ihr zukünftiges Aufgabengebiet. 

Auch Peer Councelling muss angewandt werden. 

Die Begleitung der Budgetnehmerinnen und -nehmer kann nicht zu breit angelegt werden. Menschen mit Behinderung haben ein Recht auf Eigenständigkeit.

Das Persönliche Budget baut auf dem Lösungsansatz des Interessenausgleichs auf. Deshalb kommt es der Gleichstellung sehr nahe. Die Macht des Kostenträgers ist überholt. Die Administration der Eingliederungshilfe hatte ihre Wurzeln im Fürsorgerecht. Die aktenführende Sachbearbeiterin, der Sachbearbeiter brauchen Qualifizierung, um an die neue Praxis  herangeführt zu werden. Der Hilfeempfänger soll nach SGB IX Teilhabeberechtigter sein. Der Paradigmenwechsel vollzieht sich in der Alltagsform.

Erwartung an die Zukunft der Eingliederungshilfe:

Die Erwartung geht auf eine völlige Neugestaltung der Hilfeformen. Der Wechsel in Teilhabe und Gleichstellung verändert die Gesetzesanwendung, er könnte dennoch auf dem jetzigen Gesetz aufbauen. Eine notwendige gesetzgeberische Klarstellung könnte mit der Novellierung des SGB II verbunden werden. Sie betrifft die Kostenbeteiligung. Sie erbringt übers Ganze betrachtet etwa ein Viertel der Aufwendungen.

Wie in den Eckpunkten dargestellt ist ihr bürokratischer Aufwand erheblich. Es sollte auf Kostenbeteiligung in den innovativen Fällen der Anwendung des Persönlichen Budgets verzichtet werden. Eine solche Lösung ist notwendig, denn sonst werden Budgetnehmer ihr wirtschaftliches Interesse nicht erkennen.

Ich empfehle nach wie vor, auf die Eingliederungshilfe zu setzen. Das finanzielle Volumen der Eingliederungshilfe wird heute überwiegend von den Institutionen verbraucht. Es sollte aber in Zukunft für bessere Einzellösungen verwendet werden. Deshalb wurde das Persönliche Budget entwickelt. Es kann in analoger Form für alle bisherigen Hilfeempfänger-Situationen angewandt werden. Die Eingliederungshilfe ist dafür die geeignete Grundlage, denn sie steht schon in der Verpflichtung der Leistung.

Das schließt nicht aus, dass manche Fälle auf andere Finanzierungswege verwiesen werden, zum Beispiel auf die Mittel der Integrationsämter. Aber auch dann ist die Frage zu beantworten, ob nicht die gesetzliche Leistung der Eingliederungshilfe vorgeht. Die Ressourcen der Integrationsämter werden in der Bedingung der Ausgleichsabgabe immer begrenzter sein als die gesetzlichen Leistungen des SGB XII. 

Aktuelles Problem: Ausschreibung der IFD-Lei​stungen:

Die beabsichtigte Änderung der VOL/A und ihre Anwendung auf die Eingliederungshilfe stellt ein Riesenproblem dar. Die Ausschreibung führt zu einer neuen Struktur von Anbietern, die wirtschaftlich in der Lage sind, überall in der bundesrepublik anzubieten und aufzutreten. Das Sozialraum-Prinzip wird damit aufgehoben, bevor es überhaupt umgesetzten werden kann. Was vermieden werden sollte, entsteht neu. Nämlich ein von den Anbietern vorbestimmtes Geschehen.

Dass die VOL/A die Ausschreibung in der geltenden Fassung unumgänglich macht, ist möglicherweise richtig. Aber schlimm ist es, dass das Fachministerium dies auch noch für auf Dauer notwendig hält. Die Klarstellung durch den Verordnungsgeber steht aus.

Wenn die IFD-Leistungen ausgeschrieben werden, entsteht ein IFD-Angebot mit nur befristet angestellten Fachkräften. Die Gestaltungsaufgabe der IFD geht unter. 

In keinem anderen Sozialbereich wird die Professionalisierung so gering bewertet wie im Bereich der Eingliederungshilfe.

Man stelle sich vor, die Ausschreibungspflicht gelte auch für Krankenkassen. Warum ist im gleichen Sozialgesetzbuch die Nichtausschreibung in einem der Bücher des SGB möglich, im anderen aber nicht?

Besonders irreführend das Argument, das die Bundesregierung aus ihrer erfolgreichen Abwehr des Ausschlusses von Integrationsbetrieben bei Ausschreibung von Leistungen ableitet. Weil man hier soziale Kriterien zuließ, müsse man auf der anderen Seite mit der Änderung der VOL/A einverstanden sein, meint die Bundesregierung ((siehe Ausschussdrucksache 17/(11)79.

Die Ausschreibung der IFD-Leistungen ist eine Absage an Fachlichkeit, ist die unbegründete Übertragung von in der Reform der Arbeitsverwaltung notwendigen Korrekturen auf die Bereiche der Eingliederungshilfe. Dort ging es um Angebote für rund von 30 Mio. Menschen, die aber keine Einzelfallorientierung brauchten, hier um 500.000 Menschen mit Behinderungen, für die man nicht irgendetwas anbieten kann. Es geht um den Anspruch auf Teilhabe, Gleichstellung und Selbstbestimmung. Mit Billiganbietern lässt sich dieses Ziel nicht erreichen.
